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Gründung der Wärmeverbund Stein am Rhein AG 
 

Sehr geehrte Frau Präsidentin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

1 Antrag 

Der Stadtrat unterbreitet Ihnen folgenden Antrag zur Beschlussfassung: 

- Genehmigung Sacheinlagevertrag zwischen der Einwohnergemeinde Stein am Rhein und der 

Wärmeverbund Stein am Rhein AG (in Gründung) vom 9. September 2024 und der damit 

vereinbarten Übertragung des Fernwärmenetzes (Leitungen und Heizzentrale), der Zeichnung von 

1’600 Aktien à nominell CHF 1'000.00 der zu gründenden Wärmeverbund Stein am Rhein AG sowie 

der Darlehensgewährung (Aktionärsdarlehen) über CHF 1'600'000.00 durch die 

Einwohnergemeinde Stein am Rhein. 
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2 Das wichtigste in Kürze 

Der Antrag zur Gründung der Wärmeverbund Stein am Rhein AG ist eine massgebliche Initiative, um die 

Energieversorgung der Stadt Stein am Rhein nachhaltig zu sichern und weiterzuentwickeln. Dieser Schritt 

ist durch die neuen kantonalen Vorschriften zur Energieeffizienz und den bevorstehenden 

Paradigmenwechsel in der Gasversorgung dringend erforderlich. Ab dem Jahr 2030 sollen fossile 

Heizungen grösstenteils durch erneuerbare Energien ersetzt werden, was die Stadt dazu veranlasst, den 

Wärmeverbund in der Altstadt von Stein am Rhein weit möglichst auszubauen. 

Die Gründung einer Aktiengesellschaft zusammen mit den Elektrizitätswerken des Kantons Schaffhausen 

AG gewährleistet langfristig die nachhaltige Wärmeversorgung der historischen Liegenschaften in der 

Altstadt einerseits und andererseits der öffentlichen Liegenschaften der Stadt, welche bisher über das 

bestehende Fernwärmenetz versorgt werden. Sie bietet eine vorausschauende Lösung, um den Anschluss 

an den Wärmeverbund vorzubereiten, bevor teure Heizungsersatzmassnahmen notwendig werden. 

Aufgrund der engen Platzverhältnisse sind in der Altstadt alternative Heizmöglichkeiten fast unmöglich. 

Diese Absicht soll durch den Neubau einer Energiezentrale sowie den Ausbau des Fernwärmenetzes in der 

gesamten Altstadt verwirklicht werden. Die geschätzten Gesamtkosten für den Netzausbau und den 

Neubau einer modernen Energiezentrale mit der geplanten Inbetriebnahme bis Ende 2027 belaufen sich 

auf CHF 15.8 Mio. Die Stadt wird mit einem Anteil von 34 % am Aktienkapital der Gesellschaft beteiligt 

sein, was ihr über eine Sperrminorität die Mitwirkung bei zukünftigen Entscheidungen sicherstellt. 

Die Gründung der Wärmeverbund Stein am Rhein AG ist mehr als eine finanzielle Investition, sie ist eine 

langfristige strategische Massnahme, um die Energieversorgung der Stadt zukunftsfähig zu gestalten. 

Durch diese Initiative positioniert sich die Stadt als Vorreiterin in der regionalen Energiewende und setzt 

gleichzeitig ein Zeichen für ökologische Verantwortung und nachhaltige Entwicklung. 

Diese Entscheidung wird langfristig die Attraktivität der Altstadt als historisches Zentrum und Wohnort 

stärken und gleichzeitig den kommenden energiepolitischen Herausforderungen gerecht werden. 

3 Ausgangslage 

Die neue Verordnung über den Energiehaushalt in Gebäuden und Anlagen des Kantons Schaffhausen 

erschwert seit dem 1. Januar 2024 den Ersatz von fossilen Wärmeerzeugern mit neuen Regulierungen. Bei 

einem fossilen Heizungsersatz müssen neu 40 % der Energie eingespart oder durch erneuerbare Energie 

ersetzt werden. Gemäss der neuen Verordnung gilt es ab dem 1. Januar 2024 einen Gewichtungsfaktor 

von 0.5 für Schweizer Biogas zu berücksichtigen. Das heisst der anrechenbare erneuerbare Anteil beträgt 

bei Verwendung von 40 % Biogas neu nur noch 20 %. Für Besitzer einer Altstadtliegenschaft, welche beim 

Heizungsersatz ausser einem fossilen Wärmeerzeuger keine Alternativen haben, hätte diese Neuerung 

weitere massive Kosten für die Sanierung ihrer Liegenschaft zur Folge (Fensterersatz, Dämmung Dach 

etc.). Fossile Heizungen sollen zudem spätestens ab dem Jahr 2030 nur noch im absoluten Ausnahmefall 

verbaut werden können. Spätestens ab dem Jahr 2050 sollen verbleibende fossile Heizungen zudem 

ausschliesslich mit erneuerbaren Brennstoffen betrieben werden. Des Weiteren finden zurzeit Abklärungen 

mit den Stadtwerken Konstanz über die Weiterführung der Gasversorgung statt. Der laufende 

Konzessionsvertrag für die Gasversorgung läuft am 31. Dezember 2028 aus und kann von beiden 

Vertragsparteien gekündigt werden. Die Stadtwerke Konstanz verfolgen die strategische Absicht, bis 2035 

kein Gas mehr für die Erzeugung von Komfortwärme (Heizung) einzusetzen. Dieser Paradigmenwechsel hat 

auch auf die Gasversorgung in Stein am Rhein einen direkten Einfluss. 
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Vor diesem Hintergrund haben Besitzer einer Altstadtliegenschaft nur noch beschränkte Möglichkeiten bei 

einem Heizungsersatz. Die Realisierung einer Luft-/Wasser-Wärmepumpe oder Erdsonden-Wärmepumpe in 

der Altstadt ist standortabhängig und nur in Einzelfällen möglich. Der Anschluss an den Wärmeverbund 

wird künftig für viele Besitzer einer Altstadtliegenschaft die einzige Möglichkeit bei einem Heizungsersatz 

sein. 

Der Stadtrat hat daher das strategische Ziel definiert, den Wärmeverbund in der Altstadt von Stein am 

Rhein weit möglichst auszubauen. Diese Absicht soll durch den Neubau der Energiezentrale, die 

Erweiterung des Fernwärmenetzes in der gesamten Altstadt zur langfristigen Ablösung fossiler Brennstoffe 

sowie durch eine strategische Zusammenarbeit mit dem Elektrizitätswerk des Kantons Schaffhausen AG 

erreicht werden. 

Die Gebäude in der Altstadt sind heute grösstenteils ans Gasnetz der Stadtwerke Konstanz angeschlossen. 

Vereinzelt sind noch Öl- und Elektroheizungen in Betrieb. Bei der Bauverwaltung sind zurzeit 163 Gas- und 

Ölheizungen gemeldet. Die aktuellen Gas- und Ölheizungen in der Altstadt haben ein Durchschnittsalter 

von 15 Jahren. Von den Total 163 Gas- und Ölheizungen weisen bereits heute 73 Anlagen ein Alter von 

mindestens 15 Jahren auf. Wenn man von einer Lebenserwartung von 20 Jahren ausgeht, müssten diese 

Anlagen spätestens in fünf Jahren ersetzt werden. Durch die verschärften kantonalen Regulierungen wird 

es für die Altstadtliegenschaftsbesitzer schwierig, bei einem Heizungsersatz eine Lösung zu finden, welche 

in der Altstadt realisierbar und finanzierbar ist. Zudem hat die heutige Energiezentrale seine 

Kapazitätsgrenze erreicht und kann am bestehenden Standort nicht weiter ausgebaut werden. 

4 Projektablauf 

Der Stadtrat und das Elektrizitätswerk des Kantons Schaffhausen AG Schaffhausen (EKS AG) beauftragten 

im Jahr 2021 das Ingenieurbüro E+H mit der Ausarbeitung einer Machbarkeitsstudie für den Ausbau des 

Wärmeverbunds in der Altstadt von Stein am Rhein. Die Machbarkeitsstudie wurde je hälftig von der EKS 

AG und der Stadt finanziert. Aus der Machbarkeitsstudie des Ingenieurbüros E+H vom 9. Juni 2022 

resultierte als Bestvariante der Neubau einer Energiezentrale auf dem Gelände des Abwasserverbands 

Stein am Rhein und Umgebung. Am neuen Standort kann eine neue Energiezentrale mit ausreichend 

Kapazität für die Erschliessung der Altstadt realisiert werden. Die Entscheidung für diesen Standort basiert 

auf den begrenzten Erweiterungsmöglichkeiten der bestehenden Heizzentrale und berücksichtigt die 

wachsende Nachfrage nach nachhaltiger Energieversorgung in der Region. Für die Wärmeerzeugung wird 

als Grundlast das gereinigte Abwasser als Energiequelle für eine Wärmepumpe sowie das bestehende 

Blockheizkraftwerk mit Biogas als Energiequelle genutzt. Die Nutzung von Energieholz erfolgt nur im Winter 

zur Abdeckung der Spitzenlast und erlaubt dadurch einen schonenden und effizienten Umgang mit den 

vorhandenen Ressourcen. Für die Gewährleistung eines störungsfreien Betriebs ist ein Ölkessel als 

Notsystem vorgesehen. 
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Für die Vertiefung der Bestvariante und zur Ermittlung der Investitionskosten haben der Stadtrat und die 

EKS AG das Ingenieurbüro E+H mit der Erarbeitung des Vorprojekts für den Neubau einer Energiezentrale 

auf dem Gelände der Abwasserreinigungsanlage und der Erweiterung des Fernwärmenetzes beauftragt 

und folgende Projektorganisation eingesetzt: 

Gremium Mitglieder 

Gesamtprojektleitung Gesamtstadtrat 

Projektausschuss Werkreferat 

Finanzreferat 

Bereichsleiter Tiefbau 

Kommission Vertragsverhandlungen mit dem 

Abwasserverband 

Präsidiales 

Finanzreferat 

Bereichsleiter Tiefbau 

Kommission Vertragsverhandlungen mit der EKS 

AG / Steuerungsausschuss 

Präsidiales 

Finanzreferat 

Bereichsleiter Tiefbau 

Aufgrund der hohen Investitionskosten beauftragte der Stadtrat das Ingenieurbüro Durena AG eine 

Zweitmeinung zu erstellen, sowie für die Erarbeitung einer dynamischen Wirtschaftlichkeitsberechnung als 

Grundlage für die weiteren Projektschritte. Das Projektreview der Durena AG bestätigte das Konzept der 

neuen Energiezentrale und identifizierte Optimierungspotenziale beim Holzkessel und der Wärmepumpe, 

welche in das Vorprojekt integriert werden konnten. 

Die Gesamtkosten für den Neubau der Energiezentrale, inklusive des Fernwärmenetzes, wurden gemäss 

dem Vorprojekt auf CHF 15.8 Mio. geschätzt, mit einer Kostengenauigkeit von +/- 15 %. Für die 

Realisierung des Projekts wird eine Bauzeit von etwa drei Jahren angenommen, wobei die Inbetriebnahme 

der neuen Energiezentrale für die zweite Jahreshälfte 2027 geplant ist. Der Abschluss des Netzausbaus ist 

für das Jahr 2028 vorgesehen, um die umfassende Funktionalität und Effizienz des neuen Energiesystems 

sicherzustellen. 

Parallel zur laufenden Planung prüfte der Stadtrat eine strategische Zusammenarbeit mit der EKS AG, um 

den Wärmeverbund in der Altstadt von Stein am Rhein bestmöglich auszubauen. Die Absicht war die 

Gründung einer gemeinsamen Aktiengesellschaft «Wärmeverbund Stein am Rhein AG», welche auf den 

1. Januar 2025 gegründet werden soll. 

Als Grundlage für die Verhandlungen mit dem EKS AG beauftragte der Stadtrat im Jahr 2023 The Energy 

Consulting Group AG (ECG) mit der Bewertung der bestehenden Leitungsinfrastruktur und für eine 

unabhängige Prüfung der Wirtschaftlichkeitsberechnung der Durena AG. Die Firma ECG attestiert der 

Wirtschaftlichkeitsberechnung der Durena AG eine hohe Qualität und beurteilt einen Internal Rate of 

Return (interner Zinsfluss) von 5 % als üblichen Wert für Investitionen von Anlagen in diesem 

Branchenbereich. 

Aufgrund der vorliegenden Ergebnisse hat sich der Stadtrat entschieden, die Gründung der Wärmeverbund 

Stein am Rhein AG dem Einwohnerrat zur Beschlussfassung vorzulegen. 
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5 Argumente für die Gründung einer gemeinsamen Aktiengesellschaft 

Die Gründung der Wärmeverbund Stein am Rhein AG zielt darauf ab, die Wärmeversorgung der gesamten 

Altstadt von Stein am Rhein langfristig mit erneuerbaren Energien zu gewährleisten. Die folgenden 

Schlüsselargumente unterstreichen aus Sicht des Stadtrats diese Zielsetzung: 

Kein Versorgungsauftrag der Einwohnergemeinde 

Die Wärmeversorgung der Altstadt ist grundsätzlich kein Grundauftrag der Einwohnergemeinde Stein am 

Rhein und betrifft eine Minderheit der Gesamtbevölkerung. Der heutige Betrieb des Wärmeverbunds gilt als 

Spezialfinanzierung und muss kostendeckend über Gebühren finanziert werden. D.h. betriebswirtschaftlich 

und investitionsmässig darf der Wärmeverbund nicht mit allgemeinen Steuermitteln finanziert werden. 

Dieser Grundsatz gilt sowohl für den heutigen Wärmeverbund als auch für die künftige Finanzierung des 

Wärmeverbunds, unabhängig der Unternehmensform. Für den Neubau der Energiezentrale und den 

Ausbau des Fernwärmnetzes hat sich der Stadtrat aus diesem Grund für eine Kooperation mit der EKS AG 

in Form einer Aktiengesellschaft entschieden. 

Finanzsituation 

Eine Eigenfinanzierung des Wärmeverbunds oder eine höhere Beteiligung an der Aktiengesellschaft wäre in 

der aktuellen Finanzlage der Einwohnergemeinde Stein am Rhein eine finanzielle Belastung und würde den 

Finanzhaushalt einschränken. Für eine nachhaltige Finanzierung des Wärmeverbunds braucht es eine 

kostendeckende Tarifstruktur welche die Finanzierung der hohen Investitionskosten gewährleisten kann. 

Nutzung von Synergien 

Der Neubau der Energiezentrale und der Leitungsausbau in der Altstadt erfordern einen hohen 

Personalaufwand von der Planung bis Inbetriebnahme des Werks. Der Einwohnergemeinde Stein am Rhein 

fehlen die Personalressourcen und das technische Know-how für die Realisierung des Ausbaus des 

Wärmeverbunds in Eigenregime. Die EKS AG betreibt bereits vergleichbare Wärmeverbünde in den 

Gemeinden Neuhausen am Rheinfall sowie in Lohn und hat das fachliche Wissen und ausreichend 

Personal für den Ausbau des Wärmeberbunds. 

Professionalisierung des Betriebs 

Die Wärmeverbund Stein am Rhein AG wird strategisch durch einen fachlich und politisch 

zusammengesetzten Verwaltungsrat geführt. Dies entspricht der erhöhten Komplexität des Marktumfelds 

eines Wärmeverbunds an der Schnittstelle von Technik, Recht/Regulierung und Finanzen. Als 

Miteigentümerin erhält die Stadt einen Sitz im Verwaltungsrat.  

Sicherstellung der Handlungs- und Vertragsfähigkeit 

Im heutigen Marktumfeld des Wärmeverbunds erfordern bestimmte Geschäftsaktivitäten wie die 

Energiebeschaffung, Vertragsabschlüsse mit Marktkunden und Investitionsentscheidungen für 

Produktionsanlagen im Bereich erneuerbarer Energien schnelle Entscheidungen mit erheblichen 

finanziellen Auswirkungen. Die klare Kompetenzregelung innerhalb der Aktiengesellschaft ermöglicht es, 

solche Entscheidungen auf einer rechtlich soliden Grundlage schnell und mit der notwendigen Flexibilität 

sowie unter Wahrung der Vertraulichkeit zu treffen. 

Mit der Gründung der Aktiengesellschaft kann die Stadt die erwähnten Vorteile im Interesse ihrer 

Bürgerinnen und Bürger realisieren. Der Wärmeverbund wird dadurch für die Zukunft mit seinen vielfältigen 

Herausforderungen entscheidend gestärkt. 
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6 Folgen der Gründung einer gemeinsamen Aktiengesellschaft 

Mit der Gründung der Aktiengesellschaft wird sichergestellt, dass die vom Stadtrat angestrebten 

Zielsetzungen erreicht werden können. Die Gründung der Wärmeverbund Stein am Rhein AG hat jedoch 

noch weitergehende Implikationen. Nachfolgend werden die wichtigsten Folgen dargelegt bzw. es werden 

die mit der Gründung der Wärmeverbund Stein am Rhein AG zu erwartenden Auswirkungen auf die 

verschiedenen Anspruchsgruppen aufgezeigt. Dabei ist zu beachten, dass sich die finanziellen Aussagen 

auf die Zahlen per 31. Dezember 2023 beziehen und sich entsprechend bis zum Stichtag am 1. Januar 

2025 noch verändern können: 

– Die Einwohnergemeinde Stein am Rhein bleibt mit einem Anteil von 34 % des Aktienkapitals an der 

Wärmeverbund Stein am Rhein AG beteiligt. Mit einem Anteil von 34 % des Aktienkapitals sichert 

sich die Einwohnergemeinde eine Sperrminorität für wichtige Unternehmensbeschlüsse, für welche 

eine Zweidrittelmehrheit erforderlich ist (z.B. Änderung des Gesellschaftszwecks, Verlegung der 

Gesellschaft, Auflösung der Gesellschaft etc.). Mit einer Sperrminorität wird es den 

Minderheitsgesellschaftern möglich, Einfluss auf wichtige Entscheidungen der 

Gesellschafterversammlung zu nehmen, die eine qualifizierte Mehrheit erfordern. Die Beteiligung der 

Einwohnergemeinde Stein am Rhein an der künftigen Wärmeverbund Stein am Rhein AG erfolgt in 

Form einer Sacheinlage und eines Aktionärsdarlehens (heutiges Leitungsnetz). 

– Auf die bestehenden Vertragsverhältnisse mit Kundinnen und Kunden hat die Gründung einer 

Aktiengesellschaft keinen Einfluss. Die heutigen Verträge erlauben beiden Vertragsparteien eine 

Übertragung der Rechte und Pflichten auf einen Rechtsnachfolger. Die bestehenden Verträge wurden 

in der Vergangenheit in der Regel über eine Vertragsdauer von 20 Jahren abgeschlossen. Nach 

Ablauf der Vertragsdauer werden die bestehenden Verträge gekündigt und die Kunden und 

Kundinnen können mit der Wärmeverbund Stein am Rhein AG einen neuen Vertrag abschliessen. 

Solange die bestehenden Verträge ihre Gültigkeit haben, bleiben auch das heutige Reglement über 

die Abgabe von Fernwärme und das Fernwärme-Tarifblatt in Kraft. 

– Die Neukunden der künftigen Aktiengesellschaft erhalten neue Verträge mit allgemeinen 

Geschäftsbedingungen. Die Tarife und Preise für Neukunden wurden in der dynamischen 

Wirtschaftlichkeitsberechnung kalkuliert und gewährleisten eine nachhaltige Finanzierung der 

Aktiengesellschaft. Die Preise und Tarife werden entsprechend ihren Ressourcen indexiert, sodass 

während der Dauer des Vertragsverhältnisses keine Tariferhöhung erforderlich wird. Die neuen Tarife 

und Preise werden aufgrund der hohen Investitionskosten und der steigenden Beschaffungspreise 

erhöht werden. 

‒ Die Einwohnergemeinde Stein am Rhein übernimmt per 1. Januar 2025 aufgrund ihrer Beteiligung 

an der Aktiengesellschaft die neuen Verträge der Aktiengesellschaft, welche die effektiven 

Heizkosten abbilden. Die jährlichen Mehrkosten (Tarifdifferenz zum alten Vertrag) für die 

Wärmeversorgung der städtischen Liegenschaften betragen ca. CHF 110'000.00. 

– Auf den 31. Dezember 2024 erfolgt eine Tarifanpassung. Die Tarifanpassung wird in Kapital 9 

«Entwicklung der Tarife» detailliert erläutert. 

– Die EKS AG übernimmt ab Inbetriebnahme der neuen Energiezentrale die Betriebsführung. Die 

Rechte und Pflichten sowie die finanzielle Entschädigung werden dazu in einem 

Dienstleistungsvertrag mit der Wärmeverbund Stein am Rhein AG geregelt. Damit übernimmt die EKS 

AG die Verantwortung über die Betriebsführung sämtlicher Anlagen der Wärmeverbund Stein am 

Rhein AG. Bis die neue Energiezentrale der Wärmeverbund Stein am Rhein AG in Betrieb geht, 

beauftragt die EKS AG wiederum die Einwohnergemeinde Stein am Rhein mit einem 
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Betriebsunterstützungsvertrag für unterstützende Tätigkeiten im technischen Betrieb der alten 

Energiezentrale und dem Leitungsnetz. Das bedeutet, dass eine Anpassung des Stellenplans erst mit 

der Inbetriebnahme der neuen Energiezentrale möglich ist. Die finanzielle Abgeltung für die 

Leistungen des städtischen Personals erfolgt auf Basis eines Pauschalbetrags, der auf einer 

Kostenzusammenstellung nach Aufwand mit einem Stundenansatz von CHF 136.10 berechnet wird. 

Die finanzielle Entschädigung für die Wartungs- und Unterhaltsarbeiten an der Schnitzelförderung 

sowie an den beiden Holzkessel erfolgt zusätzlich gemäss Offerte der Einwohnergemeinde Stein am 

Rhein.  

‒ Für die Übertragung der heutigen Infrastruktur als Sacheinlage in die Aktiengesellschaft werden die 

Anlagen neu bewertet. Die heutige Infrastruktur ist Teil des Verwaltungsvermögens und wird in 

einem ersten Schritt auf den von der Firma ECG ermittelten Wert von CHF 3.2 Mio. aufgewertet. Der 

Wert von CHF 3.2 Mio. wurde durch eine unabhängige Revisionsstelle geprüft. Für die Übertragung in 

eine Aktiengesellschaft wird das aufgewertete Verwaltungsvermögen über CHF 3.2 Mio. in einem 

zweiten Schritt gemäss den Vorschriften des Finanzhaushaltsgesetzes dem Finanzvermögen 

zugeführt. 
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7 Beteiligung der Stadt Stein am Rhein 

Der Stadtrat hat in seiner Verhandlungsstrategie mit der EKS AG festgelegt, dass sich die 

Einwohnergemeinde mit einem Aktienkapital von mindestens 34 % an der Gesellschaft beteiligen muss. 

Mit einem Anteil von 34 % sichert sich die Einwohnergemeinde eine Sperrminorität für wichtige 

Unternehmensbeschlüsse, für welche eine Zweidrittelmehrheit erforderlich ist (z.B. Änderung des 

Gesellschaftszwecks, Verlegung der Gesellschaft, Auflösung der Gesellschaft etc.). 

Finanzierungskomponente Anteil Betrag in CHF Art der Mittel 

Aktienkapital Einwohnergemeinde 34 % 1.6 Mio. Sacheinlage 

Aktienkapital EKS AG 66 % 3.106 Mio. finanzielle Mittel 

Total Aktienkapital 100 % 4.706 Mio.  

Aktionärsdarlehen Einwohnergemeinde 34 % 1.6 Mio. Sacheinlage 

Aktionärsdarlehen EKS AG 66 % 3.106 Mio. finanzielle Mittel 

Total Aktionärsdarlehen 100 % 4.706 Mio.  

Fremdkapital gemäss 

Wirtschaftlichkeitsberechnung 

 4.9 Mio.  

8 Zukünftige finanzielle Abgeltung der Stadt Stein am Rhein 

Wenn die Gründung einer gemeinsamen Aktiengesellschaft zustande kommt, werden die 

Einwohnergemeinde Stein am Rhein und die EKS AG jeweils separat entschädigt. Als Kapitalgeberin und 

als Dienstleister werden die beiden Aktionäre mit Dividenden, Zinsen und Pauschalen entschädigt. 

Die zukünftige Abgeltung an die beiden Aktionäre basiert auf den Annahmen der dynamischen 

Wirtschaftlichkeitsberechnung sowie der vorliegenden Dienstleistungsverträge. Die zukünftige Abgeltung 

für die Einwohnergemeinde Stein am Rhein setzt sich wie folgt zusammen: 

‒ Jährliche Pauschalentschädigung von CHF 36'500.00 gemäss Betriebsunterstützungsvertrag für 

den technischen Betrieb der alten Energiezentrale und dem Leitungsnetz inkl. Bereitschaftsdienst. 

Die Pauschale ist auf den schweizerischen Nominallohnindex indexiert. 

‒ Jährliche Entschädigung von CHF 2'182.00 für die Wartung der Schnitzelförderung gemäss Offerte 

der Einwohnergemeinde. Die Lohnkosten sind auf den schweizerischen Nominallohnindex indexiert. 

‒ Jährliche Entschädigung von CHF 16'232.00 für die Wartung der beiden Holzkessel gemäss Offerte 

der Einwohnergemeinde. Die Lohnkosten sind auf den schweizerischen Nominallohnindex indexiert. 

‒ Jährliche Entschädigung für die Lieferung der Hackholzschnitzel. Der Holzschnitzelpreis wurde 

gemäss Holzschnitzelvertrag auf einen marktüblichen Preis von 5.0 Rp./kWh festgelegt. Dies 

entspricht einer Erhöhung des Holzschnitzelpreises für den Forstbetrieb um 1.1 Rp./kWh. Heute 

erhält der Forstbetrieb 3.9 Rp./kWh. Dies entspricht eine Erhöhung der Einnahmen aus dem Erlös 

der Holzhackschnitzel für den Forstbetrieb von ca. 28 %, d.h. ca. CHF 35'000.00 bezogen auf den 

Verkauf der Holzhackschnitzel im Jahr 2023. 

‒ Jährliche Zinsentschädigung von CHF 32'000.00 auf das Aktionärsdarlehen mit einem Zins von 2 % 

bis voraussichtlich im Jahr 2036. In den Jahren von 2037 bis 2041 wird das Aktionärsdarlehen 
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sukzessive zurückbezahlt, d.h. entsprechend werden die jährlichen Zinsentschädigungen 

abnehmen. 

‒ Jährliche Auszahlung von Dividenden voraussichtlich ab dem Jahr 2042. Die Ausschüttung von 

Dividenden soll erst erfolgen, wenn die Gesellschaft freie Reserven im Umfang von 50 % des 

Aktienkapitals gebildet hat. Es wird angestrebt, dass die Dividende mindestens 4 % der 

eingebrachten Kapitaleinzahlung beträgt. 

9 Entwicklung der Tarife 

9.1 Tarifanpassung für die aktuellen Kunden per 1. Januar 2025 

Auf den 1. Januar 2025 wird der heutige Leistungspreis des Fernwärme-Tarifs von CHF 50.00/kW auf 

CHF 100.00/kW erhöht. Diese Tariferhöhung hat jedoch keinen Zusammenhang mit der Gründung einer 

gemeinsamen Aktiengesellschaft. Der Wärmeverbund kann aufgrund der aktuell hohen Betriebskosten 

trotz der Tarifanpassung auf den 1. Januar 2023 nicht kostendeckend betrieben werden. Die steigenden 

Energiepreise, insbesondere die Erhöhung des Gaspreises, erfordern eine weitere Tarifanpassung für die 

heutigen Kundinnen und Kunden auf den 1. Januar 2025. Die Tarifanpassung ist unabhängig vom 

strategischen Entscheid zum Ausbau des Wärmeverbunds notwendig, da der Betrieb des 

Wärmeverbunds kostendeckend erfolgen muss. Für eine nachhaltige Finanzierung wird der heutige 

Fernwärme-Tarif mit einer Indexierung ergänzt. 

Die geplante Tarifanpassung auf den 1. Januar 2025 sieht folgende Änderungen vor: 

Bestehende Kunden / aktuelle Verträge 

‒ Grundpreis: CHF 250.00/Jahr (unverändert) 

‒ Leistungspreis: CHF 100.00/kW (alt 50.00 kW) 

‒ Energiepreis: CHF 0.115/kW (unverändert) 

‒ Indexierung: Neu für Grund-, Leistungs- und Energiepreis 

Unter Annahme von 1'800 Volllaststunden resultieren mit der Tariferhöhung spezifische Jahreskosten 

zwischen 17.3 bis 18.4 Rp./kWh. je nach abonnierter Leistung. 

Leistung [kW] 10 20 35 50 

Grundpreis [CHF] 250 250 250 250 

Leistungspreis [CHF] 1'000 2'000 3'500 5'000 

Energiepreis [CHF] 2'070 4'140 7'245 10'350 

Jährliche Energiekosten [CHF/a] 3'320 6'390 10'995 15'600 

Spezifische Kosten [Rp./kWh] 18.4 17.8 17.5 17.3 

Tarifvergleich zu heute [%] +17.2 +18.6 +19.0 +18.5 

Spez. Kosten heute [Rp./kWh] 15.7 15.0 14.7 14.6 
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9.2 Tarifanpassung für Neukunden und städtische Liegenschaften per 1. Januar 2025 

Die Tarife und Preise für Neukunden ab dem 1. Januar 2025 wurden in der dynamischen 

Wirtschaftlichkeitsberechnung kalkuliert und gewährleisten eine nachhaltige Finanzierung der 

Aktiengesellschaft. Die Preise und Tarife werden entsprechend ihren Ressourcen indexiert, sodass 

während der Dauer des Vertragsverhältnisses keine Tariferhöhung erforderlich wird. Aufgrund der hohen 

Investitionskosten und der steigenden Beschaffungspreisen müssen die neuen Tarife und Preise erhöht 

werden. 

Die geplante Tarifanpassung für Neukunden sieht folgende Änderungen vor: 

Neukunden / städtische Liegenschaften ab 1. Januar 2025 

‒ Anschlussbeitrag: CHF 13'000.00 x P0.41 

‒ Grundpreis: CHF 500.00/Jahr 

‒ Leistungspreis: CHF 160.00/kWh 

‒ Energiepreis: CHF 0.115/kWh 

‒ Indexierung: Grund-, Leistungs- und Energiepreis 

Unter Annahme von 1'800 Volllaststunden resultieren mit der Tariferhöhung spezifische Jahreskosten 

zwischen 20.7 bis 23.2 kWh/Rp. je nach abonnierter Leistung. 

9.3 Tarifentwicklung 

Die jährlichen Betriebskosten der letzten Jahre sind in der nachfolgenden Tabelle unter Annahme von 

1'800 Volllaststunden dargestellt. Die spezifischen Jahreskosten variieren je nach abonnierter Leistung. 

Kosten Tarif vor 2023 Tarif ab 2023 Tarif ab 2025 

best. Kunden 

Tarif ab 2025 

Neukunden 

Spez. Jahreskosten  11.5 Rp/kWh 14.4 - 15.7 

Rp/kWh 

17.3 - 18.4 

Rp/kWh 

20.7 - 23.2 

Rp/kWh 

Kostenzunahme zum Vorjahr 0 % 25 -  36 % 17 -  12 % 19 -  26 % 

Kostenzunahme ab 2022 - 25 -  36 % 50 -  60 % 80 -  101 % 

Durchschnitt Schweiz 

gemäss Bericht 

Preisüberwacher 2023 

15.3 Rp/kWh    

Im Bericht «Marktbeobachtung Fernwärmetarif Schweiz» des Preisüberwachers vom 6. Juli 2023 hat der 

Preisüberwacher die Fernwärmetarife auf Grundlage der Daten aus dem Jahr 2022 ausgewertet. Das 

bedeutet, dass die steigenden Energiepreise der letzten Jahre in diesem Dokument nicht berücksichtigt 

wurden. Für ein Einfamilienhaus mit 12 kW und einem Verbrauch von 20'000 kWh resultieren im 

Durchschnitt jährliche Energiekosten von ca. 15.3 Rp./kWh. Der Bericht zeigt, dass der Tarif vom 

Wärmeverbund Stein am Rhein vor der Tariferhöhung auf den 1. Januar 2023 schweizweit unter dem 

Durchschnitt lag. Durch die Tariferhöhung auf den 1. Januar 2023 wurde der Tarif in etwa auf den 

schweizerischen Durchschnitt angehoben. Für den Vergleich des neuen Tarifs ab dem 1. Januar 2025 

für die bestehenden Kundinnen und Kunden mit dem schweizerischen Durchschnitt müssen die 



 
 

  Seite 11/15  
 

jährlichen Energiekosten von etwa 15.3 Rp./kWh um mindestens 20 % erhöht werden, um die Teuerung 

zu berücksichtigen. Das entspricht einem Betrag von 18.40 Rp./kWh. 

Der zukünftige Tarif für Neukunden ab dem Jahr 2025 wird voraussichtlich über dem schweizerischen 

Durchschnitt liegen. Aufgrund der hohen Investitionskosten und der steigenden Beschaffungspreise 

wurde der Tarif auf Basis einer dynamischen Wirtschaftlichkeitsberechnung kalkuliert, um eine 

nachhaltige Finanzierung der Aktiengesellschaft sicherzustellen. Die steigenden Energiepreise der 

letzten Jahre führen langfristig zu höheren Heizkosten. In Abhängigkeit der Energiequellen werden 

schweizweit die Tarife der Wärmeverbünde zunehmend steigen. 

9.4 Kostenvergleich beim Heizungsersatz 

Als Kostenvergleich beim Heizungsersatz wurden die Vollkosten eines Fernwärmeanschluss mit den 

Vollkosten von Biogas 40 %, Luft-/Wasser-Wärmepumpe und Erdsonden-Wärmepumpen ermittelt.  

Folgende Annahmen wurden für den Kostenvergleich getroffen: 

– Kapitalkosten: Zinssatz 3 % 

– Volllaststunden: 1'800 Stunden 

– Wärmeverbund:  Lebensdauer Plattentauscher 30 Jahre 

– Luft-/Wasser Wärmepumpe: Lebensdauer Wärmepumpe 15 Jahre 

– Erdsonden Wärmepumpe: Lebensdauer Erdsonden 30 Jahre 

Aus dem Kostenvergleich resultieren folgende spezifische Jahreskosten für die Vollkosten, d.h. inkl. 

Investitionskosten: 

Leistung [kW] 10 20 35 

Fernwärme [Rp./kWh] 34.9 29.9 26.9 

Luft-/Wasser-Wärmepumpe [Rp./kWh] 34.1 29.5 22.2 

Erdsonden-Wärmepumpen [Rp./kWh] 29.5 25.9 20.0 

Biogas 40 % [Rp./kWh] 38.6 32.7 30.2 

Der Vergleich der spezifischen Jahreskosten zeigt auf, dass Biogas 40 % die teuerste Lösung ist. Dabei 

gilt es zu berücksichtigen, dass ab dem Jahr 2030 bei einem Heizungsersatz keine fossilen 

Wärmeerzeuger mehr verbaut werden können. Das bedeutet, dass der Ersatz einer alten Gasheizung 

durch eine neue Gasheizung mittelfristig keine Option mehr darstellt. 

Die beiden Varianten Luft-/Wasser-Wärmepumpen und Erdsonden-Wärmepumpen sind zwar im 

Vergleich der Vollkosten etwas günstiger, können aber in der Altstadt aufgrund der Platzverhältnisse 

sowie aufgrund des Ortsbildschutzes und der Lärmemissionen nur in den wenigsten Fällen realisiert 

werden. Bei einer langfristigen Betrachtung hat der Wärmeverbund gegenüber den 

Wärmepumpenlösungen aber Vorteile. Beim Wärmeverbund werden nach 30 Jahren nur geringe 

Investitionskosten für den Ersatz des Plattentauschers in einer Grössenordnung von ca. CHF 10'000.00 

erforderlich. Hingegen werden bei den Wärmepumpenlösungen bereits nach 15 bis 20 Jahren wieder 

hohe Investitionskosten für den Ersatz der Wärmepumpe erforderlich. Bei einer langfristigen Betrachtung 

mit Berücksichtigung der Ersatzinvestition bleibt der Wärmeverbund trotz der vergleichbaren hohen 

jährlichen Betriebskosten weiterhin eine wirtschaftliche, attraktive Lösung. 
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10 Finanzielle Beteiligung durch den Kanton und die Jakob und Emma Windler-Stiftung 

Für die finanzielle Entlastung der Eigentümer der Altstadtliegenschaften und zur Schonung der Altstadt 

während der Bauausführung sind zusätzliche Unterstützungsbeiträge von Dritten unerlässlich. Diese 

Beiträge sollen den Eigentümern ermöglichen, frühzeitig und kosteneffizient an den Wärmeverbund 

anzuschliessen, noch bevor ein Heizungsersatz zwingend erforderlich wird. Durch diese Vorgehensweise 

kann der Wärmeverbund die Hausanschlüsse parallel zum Bau der Hauptleitungen vornehmen. Dies 

reduziert die Bodenöffnungen auf ein Minimum und ermöglicht eine einheitliche Wiederherstellung der 

Pflästerung. 

Für neue Anschlüsse am Fernwärmenetz mit einer typischen Anschlussleistung zwischen 10 kW und 50 kW 

ergeben sich folgende Investitionskosten, wobei Eigentümer bei einem Anschluss an einen Wärmeverbund 

als Ersatz zu fossiler Wärmeerzeugung finanzielle Unterstützung durch Fördermittel des Kantons erhalten. 

Leistung [kW] 10 20 35 50 

Anschlussbeitrag [CHF] 33'415 44'398 55'848 64'643 

Kosten Sekundärseite [CHF]* 20'000 25'000 30'000 35'000 

Fördergelder Kanton SH [CHF] -12'000 -12'000 -13'125 -14'250 

Total Investitionskosten [CHF] 41'415 57'398 72'723 85'393 

*Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer, Kosten für die bezügerseitigen Installationen, die Annahmen variieren je nach Bedingungen 

vor Ort 

Die Hauseigentümer, die sich für einen Anschluss an den Wärmeverbund entscheiden, erhalten finanzielle 

Unterstützung durch Fördermittel des Kantons. Diese decken jedoch nicht alle zusätzlichen 

kostensteigernden Massnahmen in der Altstadt ab. Aus diesem Grund unterstützt die Jakob und Emma 

Windler-Stiftung die Ausrichtung von Förderbeiträgen in Höhe von 50 % der kantonalen Beiträge gemäss 

dem kantonalen Energieförderprogramm direkt an die Hauseigentümer. Entsprechende Anträge müssen 

von den Hauseigentümern bei der Stiftung eingereicht werden. 

Dank der grosszügigen Unterstützung durch die Jakob und Emma Windler-Stiftung resultieren folgende 

Investitionskosten beim Heizungsersatz für die Hauseigentümer in der Altstadt: 

Leistung [kW] 10 20 35 50 

Anschlussbeitrag [CHF] 33'415 44'398 55'848 64'643 

Kosten Sekundärseite [CHF]* 20'000 25'000 30'000 35'000 

Fördergelder Kanton SH [CHF] -12'000 -12'000 -13'125 -14'250 

Fördergelder WST [CHF] -6'000 -6'000 -6'563 -7'125 

Total Investitionskosten [CHF] 35'415 51'398 66'160 78'268 

*Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer, Kosten für die bezügerseitigen Installationen, die Annahmen variieren je nach Bedingungen 

vor Ort 

Zusätzlich entstehen bei den Tiefbauarbeiten für die Leitungslegung aufgrund der Natursteinpflasterung in 

der Altstadt Mehrkosten von CHF 732'530.00 exkl. MWST im Vergleich zu einem Asphaltbelag. Die Jakob 

und Emma Windler-Stiftung hat zugesagt, diese Kosten bis zu einem Maximum von CHF 750'000 exkl. 

MWST zu übernehmen. Ein Dank gebührt ihrer grosszügigen Unterstützung, die es ermöglicht, die 

Altstadtliegenschaften finanziell zu entlasten und gleichzeitig das historische Stadtbild zu bewahren. 
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11 Beschlussfassung im Einwohnerrat 

Die Gründung einer Aktiengesellschaft liegt gemäss Art. 26 Abs. 1 lit. m des Gemeindegesetzes in der 

Zuständigkeit der Gemeindeversammlung. Dieser Artikel regelt die Beschlussfassung über die Gründung 

oder Beteiligung an privatrechtlichen oder gemischtwirtschaftlichen Unternehmungen sowie über die 

Gewährung von Darlehen an solche. Da die Stadt Stein am Rhein über einen Einwohnerrat verfügt, liegt 

diese Zuständigkeit gemäss Art. 41 des Gemeindegesetzes beim Einwohnerrat. 

Aus diesem Grund unterliegt der Beschluss über die Gründung der Aktiengesellschaft weder dem 

obligatorischen noch dem fakultativen Referendum, es sei denn, der Einwohnerrat betrachtet das Geschäft 

als «wichtig» im Sinn von Art. 10 lit. f der Verfassung der Einwohnergemeinde Stein am Rhein. Die 

Darlehensgewährung im Rahmen des Sacheinlagevertrags steht in Zusammenhang mit der Beteiligung 

und kann daher vom Einwohnerrat gestützt auf diese Bestimmung beschlossen werden. Es erfolgt kein 

Mittelabfluss von der Stadt, sondern lediglich eine Tilgung des «Kaufpreises» für das Netz. 

Im Rahmen der Gründung der neuen AG werden keine Grundstücke oder Gebäude übertragen, sondern 

lediglich bewegliche Vermögenswerte wie Leitungsnetz, Heizkessel, Speicher und Filter. Daher sind keine 

Grundstücksgeschäfte gemäss Art. 9 lit. f der Verfassung der Einwohnergemeinde Stein am Rhein 

involviert, die eine Urnenabstimmung erfordern würden. 

Ebenso handelt es sich bei der finanziellen Beteiligung der Stadt an der AG nicht um eine direkte Ausgabe, 

sondern um eine Verschiebung von Aktiven. Daher findet Art. 9 lit. e der Verfassung der 

Einwohnergemeinde Stein am Rhein, der Ausgaben über CHF 600'000 betrifft, keine Anwendung. 

Abschliessend unterstreicht die Entscheidung des Einwohnerrats zur Gründung der Aktiengesellschaft die 

demokratische Legitimation dieses Projekts und ermöglicht es, langfristige Interessen der Stadt in einem 

wirtschaftlich vorteilhaften Rahmen zu verfolgen. 
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12 Zukünftige Struktur 

Sofern der Einwohnerrat und die Geschäftsleitung der EKS AG zur Gründung einer gemeinsamen 

Wärmeverbund Stein am Rhein AG zustimmen, erfolgt durch die gewählten Vertreter der Gremien die 

Umsetzung: 

Bei der Umsetzung werden durch den Stadtrat und durch die Geschäftsleitung der EKS AG ein 

Aktionärsbindungsvertrag und die Statuten erstellt und in Kraft gesetzt. Die entsprechenden Entwürfe 

liegen bereits vor. 

Die Mietglieder des Verwaltungsrates werden an der Generalversammlung der Aktionäre für eine 

Amtsdauer von einem Jahr gewählt. Neugewählte treten in die Amtsdauer derjenigen Mitglieder ein, die sie 

ersetzen. 

13 Konsequenzen bei einer Ablehnung der Gründung einer Aktiengesellschaft 

Wird der vorliegende Antrag zur Gründung einer Aktiengesellschaft abgelehnt, ist der Ausbau des 

Wärmeverbunds in der Altstadt von Stein am Rhein in Zusammenarbeit mit der EKS AG nicht möglich.  

Der Wärmeverbund würde zunächst als eigenständige Verwaltungseinheit bestehen bleiben. Die 

Einwohnergemeinde müsste entweder den Ausbau selbst planen und umsetzen oder einen neuen Partner 

für den Ausbau finden. 

Auch mit einem anderen Partner würde sich an der Finanzierung und der Tarifanpassung keine 

signifikanten Änderungen ergeben. Eine durchschnittliche Rendite von 5 % ist zur Gewährleistung der 

Rentabilität einer Unternehmung mit den vorhandenen Risiken erforderlich und führt nicht zu erhöhten 

Anschlussgebühren und Energiepreisen. Selbst wenn die Einwohnergemeinde Stein am Rhein den Ausbau 

des Wärmeverbunds eigenständig realisieren würde, müssten für die hohen Investitionskosten 

kostendeckende Gebühren erhoben werden. Dies würde auch eine Rendite beinhalten, welche die Bildung 

von finanziellen Reserven für nachhaltige Ersatzinvestitionen gewährleistet. Im Weiteren fehlt der 

Einwohnergemeinde Stein am Rhein nebst den personellen Ressourcen auch das technische Wissen und 

das Know-how für den Aufbau und Betrieb einer Energiezentrale in dieser Grösse und Komplexität. 
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Eine Eigenfinanzierung des Wärmeverbunds wäre in der aktuellen Finanzlage der Einwohnergemeinde 

Stein am Rhein eine hohe finanzielle Belastung und würde den Finanzhaushalt einschränken. 

14 Weiteres Terminprogramm 

Als Stichtag der Gründung der Wärmeverbund Stein am Rhein AG ist der 1. Januar 2025 vorgesehen. 

Den weiteren Arbeiten liegt die Zustimmung zum vorliegenden Geschäft zu Grunde: 

15. November 2024 Genehmigung Einwohnerrat 

1. Januar 2025 Gründung Wärmeverbund Stein am Rhein AG 

Ab Februar 2025 Start Bauprojekt / Bewilligungsverfahren 

Ab August 2025 Ausschreibungen (parallel zu Bewilligungsverfahren) 

2026 - 2027 Realisierung Energiezentrale 

2026 - 2028 Realisierung Leitungsnetz in Etappen 

15 Empfehlungen des Stadtrats 

Sehr geehrte Frau Präsidentin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Stadtrat befürwortet die Gründung der Wärmeverbund Stein am Rhein AG nachdrücklich. Ziel ist es, 

das Fernwärmenetz der Stadt zu übernehmen und zu erweitern, um neuen kantonalen 

Energieeffizienzvorschriften zu entsprechen und den Übergang von fossilen zu erneuerbaren Energien bis 

2030 zu unterstützen. Die AG sichert die langfristige Wärmeversorgung der Altstadtliegenschaften und 

ermöglicht es der Stadt, den Anschluss an den Wärmeverbund vorzubereiten, um teure 

Heizungsersatzmassnahmen zu vermeiden. 

 

STADTRAT STEIN AM RHEIN 

 

 

Corinne Ullmann Timo Bär 

Stadtpräsidentin Stadtschreiber 



Version vom 09.09.2024 

  

Sacheinlagevertrag 

 

 

zwischen 

 

 

Einwohnergemeinde Stein am Rhein 

Rathausplatz 1 

8260 Stein am Rhein 

vertreten durch Frau Corinne Ullmann (Stadtpräsidentin) und Herr Timo Bär (Stadtschreiber), 

als Veräusserin und Sacheinlegerin, 

 

 

und 

 

 

Wärmeverbund Stein am Rhein AG (in Gründung) 

Hemishoferstrasse 93 

8260 Stein am Rhein 

vertreten durch Einwohnergemeinde Stein am Rhein und 

Elektrizitätswerk des Kantons Schaffhausen AG, 

als übernehmende Gesellschaft, 

 

 

gemeinsam "die Parteien" 
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I. 

Die Sacheinlegerin bringt in die zu gründende Wärmeverbund Stein am Rhein AG ein: 

Die in ihrem Eigentum stehende Heizzentrale an der Chalberweidstrasse 2a sowie das beste-

hende Leitungsnetz gemäss Anhang 1 einschliesslich aller Geschäftsbeziehungen mit ihren 

bestehenden Fernwärmekunden auf Gemeindegebiet im Wert und zum Preis von gesamthaft 

CHF 3'200'000. 

Der beiliegende Anhang 1 bildet integrierender Bestandteil des vorliegenden Vertrages und wird 

demselben, von den Parteien unterzeichnet, beigeheftet. 

 

II. 

Als Gegenleistung erhält die Sacheinlegerin 1'600 als voll liberiert geltende Aktien der Gesell-

schaft zu nominal CHF 1'000. Gleichzeitig werden ihr zusätzlich CHF 1'600'000 als Forderung 

gegenüber der Gesellschaft gutgeschrieben. 

 

III. 

Die Sacheinlegerin erteilt mit der Unterzeichnung dieses Vertrages der Wärmeverbund Stein 

am Rhein AG die unwiderrufliche Befugnis, sofort nach ihrer Eintragung im Handelsregister 

über sämtliche übertragenen Vermögenswerte tatsächlich und rechtlich zu verfügen. Mit der 

Eintragung der Wärmeverbund Stein am Rhein AG im Handelsregister kann sie frei und bedin-

gungslos über die Sacheinlage verfügen. 

 

IV. 

Die übernommenen Vermögenswerte sind frei von Rechten Dritter. 

 

V. 

Nutzen und Gefahr hinsichtlich aller übertragenen Vermögenswerte gelten als per 1. Januar 

2025 auf die Wärmeverbund Stein am AG übergegangen. 

 

VI. 

Jede Gewährleistung wird, soweit gesetzlich zulässig, ausgeschlossen. 
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Stein am Rhein, den [Datum] 

 

Einwohnergemeinde Stein am Rhein 

als Sacheinlegerin 

 

______________________________ ______________________________ 

Corinne Ullmann Timo Bär 

Stadtpräsidentin Stadtschreiber 

 

Wärmeverbund Stein am Rhein AG in Gründung 

die Gründer: 

 

Einwohnergemeinde Stein am Rhein 

 

______________________________ ______________________________ 

Corinne Ullmann Timo Bär 

Stadtpräsidentin Stadtschreiber 

 

 

Elektrizitätswerk des Kantons Schaffhausen AG 

 

______________________________ ______________________________ 

Thomas Fischer Luca Slanzi 

CEO CFO 



 

        EINWOHNERRAT STEIN AM RHEIN  
 

Einwohnerrätliche Kommission 

Bau Liegenschaften Werke Sicherheit und Umwelt, BLWSU 

13.11.2024 

 

 
Vorsitz:  Claudio Götz (cgö) 

Protokoll:  Markus Vetterli (mve) 

 

Bericht und Antrag Kommission BLWSU zHd. Einwohnerrat zu Projekt Wärmeverbund 
 
Bericht: 
 
Die meisten Kommissionsmitglieder haben sich vorgängig unter Begleitung der beiden SRe bei einer 
Besichtigung des Wärmeverbunds Neuhausen durch den ER Stein ein Bild gemacht und das Projekt 
Stein am Rhein mit EKS-Kadern vergleichend diskutieren können: Die beiden Projekte haben 
gewisse entstehungsgeschichtliche Parallelen (vorhandener Vorläufer-Wärmeverbund der 
Gemeinde) und technische Ähnlichkeiten (z.B. ARA-Abwärme für Grosswärmepumpen als 
Hauptenergiequelle). Und Neuhausen hat ebenfalls eine AG mit Mehrheitsaktionär  und Betreiber 
EKS und Minderheitsaktionär Gemeinde.   
Die Kommission BLWSU hat die zuständigen Stadträt/innen, Werkreferentin Irene Gruhler und  
Immobilienreferent Ueli Böhni, eingehend und detailliert befragt zu verschiedenen Aspekten der 
Vorlage wie rechtliches Konstrukt, Standort, technische und organisatorische Lösungen, finanzielle 
Risiken, etc. Der SR konnte alle Fragen zur Befriedigung der Kommission beantworten. Dabei zeigte 
sich, wie wichtig es war, die Projektstudie durch eine zweite Expertise zu überprüfen: Die Durena-
Studie zeigte dabei in verschiedenen Bereichen Optimierungspotential auf, was sich auch finanziell 
positiv auswirkt. 
Der Stadtrat konnte aus Sicht der Kommission auch überzeugend darlegen, dass in der Gesamtsicht 
die angestrebte Lösung für den Wärmeverbund anderen Standorten oder Optionen in verschiedener 
Hinsicht vorzuziehen ist und auch die Begrenzung auf die Altstadt sinnvoll ist.  
 
Im Einzelnen sind u.a. folgende Argumente für das Projekt Wärmeverbund für die Kommission 
wichtig: 

1. Der bestehende, finanziell und technisch sanierungsbedürftige Wärmeverbund im Osten von 
Stein am Rhein kann als Eigenkapital im Wert von 3.2 Mio. Fr. in die AG eingebracht werden, 
was eine komfortable Finanzierung des Stadtanteils an der AG ohne Aufnahme von 
Fremdkapital und eine Integration des Netzes inkl. aller bisherigen Bezüger ermöglicht.  

2. Dieses Kapital erlaubt der Stadt eine Sperrminorität am Aktienkapital von 34%, was die 
Stadt als Mitbesitzerin und Hauptbezügerin von Energie gegenüber der Hauptaktionärin 
EKS absichert. 



3. Die verhandelten institutionellen Lösungen mit Entsorgungsverband (als ARA-Besitzer) und 
EKS sind aus Kommissionssicht auch insgesamt eine sehr gute und sichere Basis für 
Verbund und Stadt. 

4. Die designierte Hauptaktionärin EKS garantiert technisch mit ihrem erprobten Knowhow 
den sicheren und effizienten Betrieb inkl. der aufwändigen Pikett-Organisation. Zudem ist 
EKS der Wunschpartner: regional, bekannt, im öffentlichen Besitz, zukunftssicher, 
kompetent und erfahren. Die Verhandlungen konnten zur beiderseitigen Zufriedenheit 
abgeschlossen werden. 

5. Es bleiben wichtige finanzielle Spielräume, die es erlauben, auch bei Baukosten-
überschreitungen den angestrebten Wärmepreis nicht zu erhöhen, was als Sicherheit für 
bestehende und künftige Bezüger und somit den Markteintritt enorm wichtig ist. 

6. Aus Sicht aller Steuerzahlenden wird durch die zu gründende unabhängige AG künftig die 
nichtöffentliche, aber nur kollektiv zu lösende Aufgabe «nachhaltige Wärmeversorgung 
Altstadt» wahrgenommen, ohne dass finanzielle Risiken für die Gemeindefinanzen 
entstehen.  

7. Es handelt sich beim Konzept Wärmeverbund um eine erprobte State of the Art-Lösung: 
ARA-Abwärme soll künftig in der Schweiz systematisch genutzt werden, 
Grosswärmepumpen als zentrale Technik sind heute ausgereift, wirtschaftlich und 
hocheffizient und v.a. bei entsprechender Stromversorgung klimaneutral. Die Kombination 
von ARA-Wärme mit Ergänzung Holzschnitzel und Spitzenabdeckung Öl sorgt für 
Redundanzen (Betriebssicherheit) und einen Anteil erneuerbarer Energien von ca. 95%. 

8. Das Schnitzelholz aus dem Steiner Wald kann hierbei weiterhin genutzt werden, ohne 
andere Holznutzungen (bessere Qualitäten wie Bauholz) zu konkurrenzieren oder auf 
Einkäufe angewiesen zu sein. Gleichzeitig wird das Holz als Lieferant hoher Wärme ideal nur 
im Winter eingesetzt. 

9. Sinnvolle ökologische Alternativkonzepte für die Altstadt bestehen nur für einzelne 
Liegenschaften. Für viele Häuser gibt es kaum andere nachhaltige Lösungen (eigene 
Wärmepumpe): mangelnder Boden, ästhetisch exponiert, Lärmproblematik, etc. Zudem 
würden weitere Alternativen die Altstadt belasten:  Pelletsheizungen z.B. durch Rauch, 
Transporte und Staubentwicklung. 

10. Die Anschlusskosten bewegen sich in einem gängigen Rahmen und werden kantonal sowie 
zusätzlich durch die Windlerstiftung teilweise übernommen. Der Wärmepreis bewegt sich 
zwar am oberen Ende des Konkurrenzfähigen, dürfte dafür aber durch die weitgehende 
Abkopplung vom Fossilmarkt wenig Fluktuationen unterworfen sein.  

11. Der Übergang vom bestehenden zum neuen Wärmeverbund ist vertraglich, finanziell und 
betrieblich sinnvoll zwischen EKS und Stadt geregelt. 
 

Es bleiben einzelne kaum auszuräumende Nachteile, die aus Kommissionssicht aber weniger ins 
Gewicht fallen: 

 
1. Der weit von der Altstadt entfernte Standort ARA für die Zentrale entlastet zwar die Altstadt 

ästhetisch, ist aber weder energetisch (Transportverluste) noch finanziell (hohe Kosten für 
Hauptleitung) ideal. Dafür besteht für die Zukunft dort ein fast idealer Zugang zur allfälligen 
Zusatzquelle «Rheinwasserwärme». 

2. Ein Wärmepreis von 20-23 Rappen pro kWh scheint heute am oberen Limit für eine 
möglichst breite Marktakzeptanz. Dies hat aber auch den Vorteil, dass für 
Isolationsmassnahmen an Gebäuden (soweit möglich) weiterhin Anreize bestehen. Zu 
hoffen ist, dass der Nachteil Energiepreis künftig aufgrund allgemeiner Entwicklungen 
wegfällt. 

3. In der mehrjährigen Bauphase kommen insbesondere auf die Altstadt gewisse konzentrierte 
Belastungen wie Lärm, Transporte, Strassensperrungen zu. (Diese würden allerdings bei 
Alternativlösungen zeitlich verteilt auch anfallen). 



4. Dass das EKS seine Aktien auch ins nahe Ausland verkaufen dürfte, ist unschön, aber 
gleichzeitig übliches Konstrukt und unwahrscheinlich. 

 
Bilanzierende Überlegungen:  
Wichtig zu sehen ist: Wärmeverbünde sind komplexe Projekte, die nie Standardlösungen erlauben, 
sondern vielfältige, nicht nur standortgegebene Eigenheiten haben. Deshalb sind zwar kriteriale 
Vergleiche mit bestehenden Verbünden möglich, aber kaum direkte Analogieschlüsse. Die 
Kommission war bemüht, das Projekt Stein am Rhein auch unter Einbezug von Vergleichen und dem 
Abwägen von Alternativen zu bewerten.  
Die Kommission ist gestützt auf die aufgeführten Argumente der Meinung, dass das vorgestellte 
Projekt rechtlich-institutionell-organisatorisch, ökologisch, denkmalpflegerisch, technisch, 
betrieblich (auch im Übergang) sowie finanziell insgesamt sehr überzeugt und solide aufgestellt ist. 
Damit dürfte eine breite Akzeptanz bei den bisherigen und angestrebten Bezügern wie auch den 
Steinerinnen und Steinern gegeben und das angestrebte Ziel – 80% der Altstadtbauten schliessen an 
– realistisch sein. Die Kommission BLWSU kam so zum einstimmig zustimmenden Beschluss. 
 
Zur Frage der Unterstellung unter das fakultative Referendum: 
 
Einerseits ist die Kommission der Meinung, dass der Rat seine Entscheidungsbefugnisse 
wahrnehmen sollte. 
Andererseits handelt es sich auf der Sachebene um ein wichtiges, fast alternativloses Projekt, um die 
gesamte Altstadt möglichst bald denkmalschutz- und ortsbildverträglich in eine nachhaltige 
Energiezukunft zu führen. Damit wird für Altstadtliegenschaftsbesitzende, inkl. der Stadt selbst, die 
oft nur sehr bedingt lösbare energetische Sanierung der Einzelobjekte nachhaltig umgangen. 
Gleichzeitig geht das Projekt nicht auf Kosten der Steuerzahlenden: Diese werden im Gegenteil von 
den Risiken des bestehenden Wärmeverbunds entlastet. 
Damit handelt es sich um eine Win-Win-Lösung für alle Steiner/innen.  
Da es sich zudem um ein technisch für die Meinungsbildung von Laien sehr anspruchsvolles Projekt 
handelt, empfiehlt die Kommission, dass hier der Einwohnerrat aufgrund der erworbenen Expertise 
in Kommissionen und Fraktionen endgültig entscheidet und auf eine Unterstellung unter das 
Referendum verzichtet. Dies hat zudem in Hinblick auf den Projektfahrplan grosse Vorteile. 
 
 
 
 
Anträge: 

1. Die Kommission BLWSU beantragt dem Einwohnerrat einstimmig, dem stadträtlichen 
Antrag zum Projekt Wärmeverbund zuzustimmen. 

2. Die Kommission empfiehlt dem Einwohnerrat einstimmig, auf die Unterstellung unter das 
fakultative Referendum zu verzichten. 
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